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Auf 2013 traten die neuen gesetzlichen Be-
stimmungen zur Rechnungslegung in Kraft, 
seit 2015 müssen diese von sämtlichen Un-
ternehmungen in der Schweiz angewendet 
werden. Während die Umstellung mit viel 
Aufwand und Unsicherheiten verbunden 
war, so hat sich die Anwendung mittlerweile 
mehr oder weniger etabliert. Dennoch tref-
fen wir immer wieder auf Stolpersteine.

Ausweis Schwestergesellschaften/Organe
Die gesetzlichen Bestimmungen schreiben 
vor, Forderungen und Verpflichtungen gegen-
über direkt oder indirekt Beteiligten sowie 
gegenüber Unternehmungen, an denen di-
rekt oder indirekt eine Beteiligung besteht, 
und solchen gegenüber Organen separat 
auszuweisen. Insbesondere offene Rech-
nungen gegenüber der Revisionsstelle wer-
den oft nicht separat gezeigt. Über den Aus-
weis der Positionen gegenüber Schwester-
gesellschaften schweigt sich das Gesetz 
aus. Wir empfehlen, solche Positionen expli-
zit als gegenüber Schwestergesellschaften 
auszuweisen oder aber mindestens als ge-
genüber übrigen Nahestehenden.

Unterteilung kurz- und langfristig
Forderungen und Verbindlichkeiten sind in 
kurz- und langfristig zu unterteilen. Die Gren-
ze liegt bei einer Fälligkeit von 12 Monaten. 
Für das Folgejahr geplante oder vertraglich 
vorgesehene Amortisationen von Krediten 
und Hypotheken sowie die in einem Jahr fäl-
ligen Finanzierungsleasing-Raten sind des-
halb als kurzfristig aufzuführen.

Unterteilung in verzinsliche und nicht ver-
zinsliche Verbindlichkeiten
Die verzinslichen Positionen des Fremdkapi-
tals sind nach den neuen Regelungen explizit 

als solche auszuweisen, was teilweise im-
mer noch vergessen geht.

Langfristige Verträge im Anhang
Laut Gesetz ist der der Restbetrag der Ver-
bindlichkeiten aus kaufvertragsähnlichen  
Leasinggeschäften und anderen Leasingver-
pflichtungen, sofern diese nicht innert zwölf 
Monaten ab Bilanzstichtag auslaufen oder 
gekündigt werden können, im Anhang aus-
zuweisen. Obwohl die Mietverträge in die-
sem Zusammenhang nicht explizit erwähnt 
werden, empfehlen wir deren Offenlegung 
im Anhang ebenfalls. 

Wertschwankungsreserven
Wertschwankungsreserven auf Wertschrif-
ten, welche zum Börsenkurs bewertet sind, 
dürfen gebildet werden. Der Betrag dieser 
Wertschwankungsreserve ist im Anhang of-
fen zu legen, sofern er nicht schon aus der 
Bilanz ersichtlich ist. Allgemein ist der Ge-
samtwert jener Aktiven, die zum Börsenkurs 
oder zu einem anderen beobachtbaren   
Marktpreis bewertet sind, offen zu legen, auf- 
geteilt in Wertschriften und übrige Aktiven.

Ausweis Beteiligungsrechte
Die Beteiligungsrechte oder Optionen auf 
solche Rechte sind für alle Leitungs- und Ver-
waltungsorgane und die Mitarbeitenden aus-
zuweisen und zwar lediglich die im Berichts-
jahr zugeteilte Anzahl von Beteiligungsrech-
ten und Optionen auf solche Rechte sowie 
deren Werte.

Neue Bezeichnungen im Eigenkapital
Die Reservenpositionen im Eigenkapital er-
hielten neue Bezeichnungen. 

Rotmonten Treuhand AG

April 2020 – Nr. 17

Stolpersteine des neuen Rechnungslegungsrechts



Aus- und Weiterbildungskosten als 
Subjektfinanzierung und deren Folgen

Seit Januar 2018 werden Absolvierende 
von Kursen, die auf eine eidgenössische 
Prüfung vorbereiten, finanziell unter-
stützt. 

Bundesbeiträge können für alle vorberei-
tenden Kurse beantragt werden, die im 
Jahr des Kursbeginns auf der Meldeliste 
https://www.becc.admin.ch/becc/pub-
lic/sufi/ stehen. Bedingung hierfür ist, 
dass die Absolvierenden folgende Vor-
aussetzungen erfüllen:

-  Die Absolvierenden müssen die Kurs-
gebühren zahlen. Als Nachweis die-
nen (1) die auf den Namen der Absol-
vierenden ausgestellte Rechnung so-
wie (2) die Zahlungsbestätigung über 
die von ihnen bezahlten anrechenba-
ren Kursgebühren. Wichtig: Die Ab-
solvierenden können sich trotzdem 
von ihren Arbeitgebenden, Branchen-
verbänden oder anderen Geldgebern 
finanziell unterstützen lassen.

-  Die Eidgenössische Prüfung muss ab-
solviert werden. Der Anspruch hinge-
gen besteht unabhängig davon, ob die 
Prüfung bestanden wurde oder nicht.

-  Die Absolvierenden müssen ihren 
Wohnsitz in der Schweiz haben.

Der Antrag um Auszahlung kann im Nor-
malfall erst nach Absolvierung der eid-
genössischen Prüfung erfolgen. Den 
Absolvierenden werden 50% der anre-
chenbaren Kursgebühren bis zur Ober-
grenze zurückerstattet. Die Obergrenze 
liegt bei einer Berufsprüfung bei CHF 
9‘500 und bei einer höheren Fachprü-
fung bei CHF 10‘500. Werden vorberei-
tende Kurse besucht, können diese Ge-
bühren bis zur Obergrenze kumuliert 
werden.

MWST seitens des Unternehmens

Berufsorientierte Aus- und Weiterbil-
dung von Mitarbeitenden (Meisterkurse, 
Fachausweise etc.) gelten seit 1. Januar 
2016 nach Art. 17 Abs. 1bis DBG nicht 
als geldwerter Vorteil des Arbeitneh-
mers. Somit muss ein allfälliger Vorsteu-

erabzug im Rahmen der unternehmeri-
schen Tätigkeit vorgenommen werden, 
auch dann, wenn die Rechnung auf den 
Mitarbeitenden lautet und die Kosten 
durch den Arbeitgeber ersetzt werden. 
Sofern vom Arbeitgeber nur Teilkosten 
übernommen werden, ist auch nur ein 
teilweiser Vorsteuerabzug zulässig.

Im Fall eines Arbeitgeberwechsels mit 
Übernahme der Ausbildungskosten 
durch den neuen Arbeitgeber ist dieser 
nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt.

Deklaration im Lohnausweis

Gemäss Wegleitung zum Ausfüllen des 
Lohnausweises müssen alle effektiven 
Vergütungen des Arbeitgebers für be-
rufsorientierte Aus- und Weiterbildung 
eines Arbeitnehmers im Lohnausweis 
unter Ziffer 13.3 angegeben werden, die 
dem Arbeitnehmer vergütet werden. 
Nicht angegeben werden müssen Ver-
gütungen, die direkt an Dritte (z.B. Bil-
dungsinstitut) bezahlt werden. Effektive 
Vergütungen für Rechnungen, die auf 
den Arbeitnehmer bzw. den Absolven-
ten ausgestellt sind, müssen jedoch im-
mer bescheinigt werden.

Leitet der Mitarbeitende nach Absolvie-
rung der Prüfung den beantragten Bun-
desbeitrag dem Arbeitgeber weiter, 
muss diese Gutschrift ebenso unter Zif-
fer 13.3 dokumentiert werden (negativer 
Wert).

Steuerdeklaration Absolvierender

 Die Absolventen tragen alle Kosten voll-
umfänglich selbst: Die Kosten können in 
Abzug gebracht werden (max. CHF 
12‘000 pro Steuerperiode). Die Bundes-
beiträge müssen als „übrige Einkünfte“ 
deklariert werden. 

Die Absolventen erhalten die Kosten 
durch den Arbeitgeber erstattet: Für die 
Kosten dürfen in der privaten Steuerde-
klaration keine Abzüge geltend gemacht 
werden. Da die Bundesbeiträge dem Ar-
beitgeber weitergeleitet werden, müs-
sen diese nicht deklariert werden. 
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Immer mehr Personen, insbesondere 
Frauen, arbeiten Teilzeit (das heisst mit 
einem Pensum von 90% oder weniger). 
Nachfolgend werden einige ausgewähl-
te Stolpersteine bei der echten Teilzeit-
arbeit beleuchtet – nicht zu verwech-
seln mit der unechten Teilzeitarbeit  
(Arbeit auf Abruf), welche gesondert 
und detailliert geregelt werden muss. 
Das Gesetz sieht in den Rechten und 
Pflichten grundsätzlich keine Unter-
scheidung zwischen Vollzeit- und Teil-
zeitmitarbeitern vor. Bei geringen Pen-
sen können oft mehrere Arbeitsver-
hältnisse vorliegen, welche sich nicht 
konkurrenzieren dürfen. Es empfiehlt 
sich, im Arbeitsvertrag eine schriftliche 
Informations- und Meldepflicht für wei-
tere Beschäftigungen festzuhalten, 
denn grundsätzlich gilt das Arbeitsge-
setz (unter anderem betreffend Pau-
sen, Ruhezeit, Höchstarbeitszeit etc.) 
auch für Teilzeitmitarbeitende, was so-
mit in die Einsatzplanung einfliessen 
und mit mehreren Arbeitgebern koordi-
niert werden muss.

Bei regelmässigem (Teilzeit-)Pensum 
empfiehlt sich, die Stundenzahl im  
Arbeitsvertrag festzuhalten und eine 
Auszahlung als Monatslohn vorzuneh-
men, bei unregelmässigem Pensum er-
folgt die Auszahlung gemäss den effek-
tiv geleisteten Stunden. Der Lohn ist 
für Teilzeitangestellte grundsätzlich 
auch während den Ferien auf Grund 
des (durchschnittlichen) Pensums zu 
bezahlen. Trotzdem wird in der Praxis 
oft beobachtet, dass der Ferienlohn 
laufend als Zuschlag zum ordentlichen 
Stundenlohn bezahlt wird. Dies ist  
jedoch nur bei unregelmässigem  
Arbeitseinsatz oder kurzen Arbeitsver-
hältnissen zulässig. Dabei beträgt zum 
Beispiel der Zuschlag bei vier Wochen 
Ferien 8,33 %, bei fünf Wochen 10,63 % 
des ausgerichteten Lohnes. Dieser  
Zuschlag muss in jeder Abrechnung ex-
plizit in Prozent und Franken ersichtlich 
sein. 

Der Anspruch auf Feiertage besteht 
dann, wenn ein solcher in die normale 
übliche Arbeitszeit des Mitarbeitenden 
fällt. Dabei ist die an einem Feiertag üb-
licherweise gearbeitete Zeit zu vergü-
ten. Ausnahme ist der Nationalfeiertag, 
welcher gesetzlich einem Sonntag  
gleichgestellt ist und in jedem Fall im 
Umfang des Beschäftigungsgrades be-
zahlt werden muss. Bei wechselnden, un-
regelmässigen Einsätzen ist pro Feiertag 
im entsprechenden Monat eine Entschä-
digung gemäss dem durchschnittlichen 
Beschäftigungsgrad zu entrichten.

Der gesetzliche Versicherungsschutz 
und die Vorsorge gelten gleichermas-
sen auch für Teilzeitpensen. Zu beach-
ten ist, dass bei einer effektiven Be-
schäftigung von weniger als 8 Stunden 
pro Woche (ungeachtet der vertragli-
chen Regelung) kein Schutz für Nicht-
berufsunfälle besteht. Oftmals wird die 
Eintrittsschwelle für die berufliche Vor-
sorge im Teilzeitpensum nicht oder nur 
knapp erreicht. Zusammen mit dem  
Arbeitgeber respektive der Vorsorge-
einrichtung können Möglichkeiten zur 
Verbesserung der Situation geprüft 
werden (z.B. Koordinationsabzug ge-
mäss Pensum kürzen, mehrere Arbeit-
geber bei einer Einrichtung gemeinsam 
versichern etc.).

Bei Krankheit (und auch bei Unfall) ist 
zu empfehlen, dass die am entspre-
chenden Tag tatsächliche zu leistende 
Arbeitszeit gutgeschrieben wird. Damit 
muss für arbeitsfreie Tage kein Arzt-
zeugnis vorgelegt werden. Alternativ 
könnte eine dem Pensum entsprechen-
de reduzierte Sollarbeitszeit gutge-
schrieben werden.

Der Ferienanspruch sollte im Arbeits-
vertrag – ausgehend von einem Voll-
zeitpensum – auf die Teilzeit berechnet 
in Tagen oder Stunden festgehalten 
werden, um Missverständnisse zu ver-
meiden.

Teilzeitarbeit – Stolpersteine  
und zu beachtende Punkte
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Seit Januar 2018 werden Absolvierende 
von Kursen, die auf eine eidgenössische 
Prüfung vorbereiten, finanziell unter-
stützt. 

Bundesbeiträge können für alle vorberei-
tenden Kurse beantragt werden, die im 
Jahr des Kursbeginns auf der Meldeliste 
https://www.becc.admin.ch/becc/pub-
lic/sufi/ stehen. Bedingung hierfür ist, 
dass die Absolvierenden folgende Vor-
aussetzungen erfüllen:

-  Die Absolvierenden müssen die Kurs-
gebühren zahlen. Als Nachweis die-
nen (1) die auf den Namen der Absol-
vierenden ausgestellte Rechnung so-
wie (2) die Zahlungsbestätigung über 
die von ihnen bezahlten anrechenba-
ren Kursgebühren. Wichtig: Die Ab-
solvierenden können sich trotzdem 
von ihren Arbeitgebenden, Branchen-
verbänden oder anderen Geldgebern 
finanziell unterstützen lassen.

-  Die Eidgenössische Prüfung muss ab-
solviert werden. Der Anspruch hinge-
gen besteht unabhängig davon, ob die 
Prüfung bestanden wurde oder nicht.

-  Die Absolvierenden müssen ihren 
Wohnsitz in der Schweiz haben.

Der Antrag um Auszahlung kann im Nor-
malfall erst nach Absolvierung der eid-
genössischen Prüfung erfolgen. Den 
Absolvierenden werden 50% der anre-
chenbaren Kursgebühren bis zur Ober-
grenze zurückerstattet. Die Obergrenze 
liegt bei einer Berufsprüfung bei CHF 
9‘500 und bei einer höheren Fachprü-
fung bei CHF 10‘500. Werden vorberei-
tende Kurse besucht, können diese Ge-
bühren bis zur Obergrenze kumuliert 
werden.

MWST seitens des Unternehmens

Berufsorientierte Aus- und Weiterbil-
dung von Mitarbeitenden (Meisterkurse, 
Fachausweise etc.) gelten seit 1. Januar 
2016 nach Art. 17 Abs. 1bis DBG nicht 
als geldwerter Vorteil des Arbeitneh-
mers. Somit muss ein allfälliger Vorsteu-

erabzug im Rahmen der unternehmeri-
schen Tätigkeit vorgenommen werden, 
auch dann, wenn die Rechnung auf den 
Mitarbeitenden lautet und die Kosten 
durch den Arbeitgeber ersetzt werden. 
Sofern vom Arbeitgeber nur Teilkosten 
übernommen werden, ist auch nur ein 
teilweiser Vorsteuerabzug zulässig.

Im Fall eines Arbeitgeberwechsels mit 
Übernahme der Ausbildungskosten 
durch den neuen Arbeitgeber ist dieser 
nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt.

Deklaration im Lohnausweis

Gemäss Wegleitung zum Ausfüllen des 
Lohnausweises müssen alle effektiven 
Vergütungen des Arbeitgebers für be-
rufsorientierte Aus- und Weiterbildung 
eines Arbeitnehmers im Lohnausweis 
unter Ziffer 13.3 angegeben werden, die 
dem Arbeitnehmer vergütet werden. 
Nicht angegeben werden müssen Ver-
gütungen, die direkt an Dritte (z.B. Bil-
dungsinstitut) bezahlt werden. Effektive 
Vergütungen für Rechnungen, die auf 
den Arbeitnehmer bzw. den Absolven-
ten ausgestellt sind, müssen jedoch im-
mer bescheinigt werden.

Leitet der Mitarbeitende nach Absolvie-
rung der Prüfung den beantragten Bun-
desbeitrag dem Arbeitgeber weiter, 
muss diese Gutschrift ebenso unter Zif-
fer 13.3 dokumentiert werden (negativer 
Wert).

Steuerdeklaration Absolvierender

 Die Absolventen tragen alle Kosten voll-
umfänglich selbst: Die Kosten können in 
Abzug gebracht werden (max. CHF 
12‘000 pro Steuerperiode). Die Bundes-
beiträge müssen als „übrige Einkünfte“ 
deklariert werden. 

Die Absolventen erhalten die Kosten 
durch den Arbeitgeber erstattet: Für die 
Kosten dürfen in der privaten Steuerde-
klaration keine Abzüge geltend gemacht 
werden. Da die Bundesbeiträge dem Ar-
beitgeber weitergeleitet werden, müs-
sen diese nicht deklariert werden. 

Focus Nr. 271 Apr 2020.indd   7 05.03.20   12:08



Änderungen von zivilrechtlichen 
Verjährungsvorschriften ab 1.1.2020

«Verjährung» bedeutet, dass eine zivil-
rechtliche Forderung gegen den Willen 
des Schuldners nicht mehr durchgesetzt 
werden kann, wenn dieser die Verjäh-
rungseinrede erhebt. Die Forderung 
selbst geht mit dem Eintritt der Verjäh-
rung entgegen weit verbreiteter  
Meinung nicht einfach unter. Sie bleibt 
bestehen, ist aber nicht mehr vollstreck-
bar. Wer daher eine verjährte Forderung 
begleicht, kann die Zahlung nicht mehr 
zurückfordern, denn er hat nicht eine 
Nichtschuld beglichen, sondern die  
Verjährungseinrede nicht erhoben bzw. 
auf sie verzichtet.

Forderungen verjähren grundsätzlich 
nach zehn Jahren. Von diesem Grund-
satz gibt es wichtige Ausnahmen: Die 
wichtigsten sind: Periodische Leistun-
gen (z.B. Miet- oder Kapitalzinsen, Forde-
rungen aus Handwerksarbeit oder auch 
Lohnforderungen) verjähren nach fünf 
Jahren. Forderungen aus unerlaubter 
Handlung verjähren neu nach drei Jah-
ren (bisher ein Jahr) vom Zeitpunkt an, in 
welchem der Geschädigte Kenntnis vom 
Schaden und der Person des Ersatzpflich-
tigen hat, jedenfalls aber mit zehn Jahren 
ab dem schädigenden Ereignis an; bei 
Tötung eines Menschen oder bei Kör-
perverletzung beträgt diese absolute 
Verjährungsfrist neu zwanzig Jahre. Die 
Verjährungsfristen für Ansprüche aus un-
gerechtfertigter Bereicherung wurden 
von einem auf drei und für diejenigen 
aus Motorfahrzeugunfällen von zwei 
auf ebenfalls drei Jahre verlängert.

Geändert wurden Details hinsichtlich 
des Stillstands der Verjährungsfristen 
und des Verzichts auf die Verjährungs-
einrede. Neu kann dieser Verzicht für 
höchstens zehn Jahre erklärt werden, 
und dies nicht im Voraus, sondern erst 
ab dem Zeitpunkt, in welchem eine Ver-
jährungsfrist zu laufen beginnt. Der Ver-
jährungsverzicht muss zudem schriftlich 
erklärt werden. Er kann vor Ablauf von 
zehn Jahren wieder erneuert werden.

Eine laufende Verjährung wird unterbro-
chen (womit die laufende Frist von neu-
em zu laufen beginnt) mit Anerkennung 
der Forderung durch den Schuldner (z.B. 
schriftliche Schuldanerkennung oder vor-
behaltlose Zahlung von Zinsen) oder mit-
tels eines Betreibungsbegehrens oder 
einer Klage des Gläubigers. Mahnungen 
seitens des Gläubigers (schriftlich und 
per chargé oder mit Rückschein) genü-
gen aber nicht, und seien sie noch so 
nachdrücklich.

Übergangsrechtlich ist zu beachten, 
dass eine Forderung, die per 1.1.2020 
verjährt ist, auch dann verjährt bleibt, 
wenn das neue Recht eine längere  
Verjährungsfrist vorsehe. Ist die Verjäh-
rung am 1.1.2020 noch nicht eingetre-
ten, so gilt das bisherige Recht, wenn 
das neue Recht eine kürzere Verjäh-
rungsfrist vorsieht, und das neue Recht, 
wenn die Frist verlängert wird. Der  
Beginn der Verjährungsfrist wird mit der 
Rechtsänderung aber nicht betroffen.

Als Folge der Verlängerung der absolu-
ten Verjährungsfrist bei Körperschäden 
oder Tötung eines Menschen auf 20 Jah-
re kann es angezeigt sein, entsprechen-
de Unterlagen mehr als zehn Jahre lang 
aufzubewahren (z.B. Patientenakten).


